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Halle verkauft Wohnungen
6000 Quartiere betroffen / Linkspartei stimmt im Stadtrat zu
Von Matthias Gärtner

Die Stadt Halle macht ernst.
Um das städtische Haus-
haltsdefizit von 300 Millionen
Euro abzubauen, hat der
Stadtrat jetzt ein Konsolidie-
rungskonzept beschlossen.
Den Löwenanteil sollen dabei
die beiden kommunalen
Wohnungsunternehmen
schultern.
Mit großer Mehrheit hat der
Stadtrat von Halle ein Konsoli-
dierungskonzept gebilligt, wel-
ches vorsieht, dass das Defizit
von 300 Millionen Euro spätes-
tens bis zum Jahr 2012 ausge-
glichen ist. Den größten Beitrag
sollen die beiden kommunalen
Wohnungsunternehmen leisten.

Vorgesehen ist, dass sie allein
214 Millionen Euro beisteuern.
Neben der Ausschüttung von
Gewinnen und dem Abbau von
Rücklagen sollen von den
33 000 kommunalen Wohnun-
gen zirka 6000 veräußert wer-
den. Zudem ist geplant, jeweils
25 Prozent der Geschäftsanteile

der beiden Gesellschaften zu
verkaufen. Oberbürgermeisterin
Dagmar Szabados (SPD) beton-
te, dieser Befreiungsschlag sei
notwendig, um wieder hand-
lungsfähig zu werden.

Insbesondere bei der LINKEN
gab es über die Frage des Ver-
kaufs kommunalen Wohnungs-
eigentums intensive Diskussio-
nen. Bereits vor Monaten hatte
man in einem Beschluss Woh-
nungsverkäufe nicht mehr
grundsätzlich abgelehnt. Das
wurde nunmehr auf einem Par-
teitag kurz vor der Entscheidung
des Stadtrates präzisiert. Be-
schlossen wurde, dass beim
Kauf von Wohnungen internati-
onale Fonds ausgeschlossen
sind. Bei einem notwendigen
Verkauf von Wohnungen soll
laut Beschluss der Käuferkreis
auf regionale Unternehmen,
insbesondere Wohnungsgenos-
senschaften, begrenzt werden.

Mit dieser Forderung konnte
sich die Linkspartei im Stadtrat

aber nicht durchsetzen. Trotz-
dem fand das Konsolidierungs-
konzept mit Zustimmung der
LINKEN eine große Mehrheit, da
ein Kauf von kommunalen Woh-
nungen durch sogenannte Heu-
schrecken vom Rat abgelehnt
wurde. Die Zustimmung wird
von der Linkspartei insbesonde-
re damit begründet, dass man
auch weiterhin dafür sorgen will,
dass die Stadt Halle freiwillige
Leistungen in sportlichen, kultu-
rellen und sozialen Bereichen
finanziert. Man wolle das
Schlimmste für die Bürger ver-
hindern.

Das konnte die 200 Mitarbeiter
der beiden Wohnungsunter-
nehmen, die vor und im Rathaus
demonstrierten, nicht beruhi-
gen. Sie lehnen Verkäufe ab und
befürchten einen Ausverkauf in
der Saalestadt. Zudem erwarten
sie bei einem möglichen Ver-
kauf den Anstieg der Mieten
und den Verlust ihrer Arbeits-
plätze.


